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PHILIPPE ROSSIER FOTOS

D as halbe Land liegt an die-
sem Morgen zwischen ih-
nen. Micheline Calmy-
Rey (81) sitzt in Genf, 

Christoph Blocher (85) in Herr-
liberg ZH. Zum Blick-Streitge-
spräch treffen sie sich per Video-
konferenz. Doch von Distanz ist 
erst mal wenig zu spüren. Die 
beiden früheren Bundesratskol-
legen begrüssen sich herzlich, 
sie lachen und sind Du auf Du.

Dann wird es ernst. Am 
27. September stimmt die 
Schweiz über die Neutralitäts-
Initiative ab. SVP-Vordenker Blo-
cher gehört zu den treibenden 
Kräften dahinter, die langjährige 
SP-Aussenministerin Calmy-Rey 
bekämpft sie. Was sie eint: Mit 
dem heutigen Kurs Berns sind sie 
kaum zufrieden. Ansonsten pral-
len zwei Vorstellungen davon 
aufeinander, wie sich ein neutra-
les Land in der neuen Welt der 
Machtblöcke verhalten soll. 

Christoph Blocher: Bonjour Mi-
cheline. Schön, dich zu sehen! 
Du scheinst ja so jugendlich wie 
eh und je (lacht).
Micheline Calmy-Rey: Ebenso! 
(Lacht.) Guten Tag Christoph, 
ich freue mich!

Wie oft sehen Sie beide 
sich noch?
Calmy-Rey: Nicht so oft. Wir 
leben nicht gerade in der  
Nähe, sind in unterschiedlichen 
Kulturen unterwegs. Aber ich 
schätze Chris-
toph als Person 
sehr – auch als 
Gegner.
Blocher: Eben-
falls. Wir hatten 
im Bundesrat 
harte Auseinan-
dersetzungen, aber eigentlich 
immer in der Sache. Gelegent-
lich sehen wir uns noch, etwa an 
den Treffen ehemaliger und am-
tierender Bundesräte.
Calmy-Rey: Nun, ich bin da ja 
nicht so oft dabei. 
Herr Blocher, Frau Calmy-Rey 
propagierte als Aussenministe-
rin die «aktive Neutralität». Das 
muss für Sie im Bundesrat 
schwierig gewesen sein. Flogen 
oft die Fetzen?
Blocher: «Aktive Neutralität» ist 
oft das Gegenteil von neutral. 
Die alten Eidgenossen sagten, 
die Politiker sollten «stille sit-
zen». Aktiv heisst, überall dabei 
zu sein und sich überall reinzu-
mischen. Das schadet der 
Glaubwürdigkeit der schweize-
rischen Neutralität, darum habe 
ich im Bundesrat interveniert. 
Was bedeutet Neutralität für 
Sie, Frau Calmy-Rey?
Calmy-Rey: Die Rechte und 
Pflichten eines neutralen Staa-
tes regeln die Haager Konventi-
onen von 1907. Es bedeutet, bei 
Konflikten zwischen Staaten auf 
militärische Gewalt zu verzich-
ten und keine Partei militärisch 
zu begünstigen. Diese Regeln 
sind Bestandteil des Völker-
rechts und werden nicht bestrit-
ten. Da dürften Christoph und 
ich keine Differenzen haben. 
Wo dann?
Calmy-Rey: Wenn man von 
«aktiver Neutralität» spricht, ist 
damit eine Neutralitätspolitik 
gemeint, bei der sich ein Staat 
aktiv dafür einsetzt, Konflikte 
abzubauen und Wege zum Frie-
den zu suchen. Mit guten Diens-
ten, Mediation und der Vertre-
tung ausländischer Interessen. 
Es reicht nicht, nur Treffen auf 
Schweizer Boden zu organisie-
ren. Die Schweiz darf nicht nur 
Gastgeber sein. 

Sondern?
Calmy-Rey: Wir müssen auch 
am Menü mitwirken. Diese akti-
ve Rolle steht ja sogar in Chris-
tophs Initiative: Die Schweiz 
soll von ihrer immerwährenden 
Neutralität Gebrauch machen, 
um Konflikte zu verhindern und 
zu lösen. Ansonsten ist die Initi-
ative aber problematisch.
Warum?
Calmy-Rey: Unter dem Kapitel 
Neutralität will die Initiative 
eine Kategorie in die Verfassung 
aufnehmen – die nichtmilitäri-
schen Sanktionen –, die nicht zu 
den rechtlichen Verpflichtun-
gen eines neutralen Staates ge-
hört. Damit schränkt sie unsere 
Aussen- und Sicherheitspolitik 
stärker ein, als es das Neutrali-
tätsrecht heute vorsieht.
Blocher: Die Neutralitäts-Initia-
tive verankert die bewährte 
schweizerische Neutralität – 
das, was seit 200 Jahren gilt. 
Aber sie räumt auf mit der heu-
te um sich greifenden «flexiblen 
Neutralität», denn das kann 
fatal enden! 
Ja?
Blocher: Die schweizerische 
Neutralität ist dauernd, bewaff-
net und umfassend. Sie schützt 
die Schweiz vor Krieg. Wenn wir 
uns in internationale Streitig-
keiten einmischen oder zu 
nichtmilitärischen Zwangs-
massnahmen – wie Wirtschafts-
boykott – greifen, werden wir 
zur Kriegspartei. Erstmals un-
terstützen wir, auf Druck der 
EU, den Wirtschaftsboykott ge-
gen die Gross- und Atommacht 
Russland. 

Was wäre  
denn richtig 
gewesen?
Blocher: Wie der 
Bundesrat zuerst 
richtig beschlos-
sen hat: streng 
neutral bleiben. 

Und nicht, sich der EU – einer 
anderen Kriegspartei – anzu-
schliessen. Die Schweiz hätte, 
wie in solchen Fällen üblich, ei-
gene Boykottmassnahmen fäl-
len müssen. Das heisst: Der 
Handel mit Russland wird ein-
gefroren und darf nicht ausge-
baut werden – weil es sonst zu 
Umgehungen führt. Das ist 
neutral. Schauen wir in die 
Geschichte …
Bitte.
Blocher: Die Schweiz hat immer 
gesagt: Wir sind dauernd neut-
ral. Nach dem Ersten Weltkrieg 
haben wir diese Tradition durch 
den Beitritt zum Völkerbund 
unterbrochen. In den 1930er-
Jahren wurde das gefährlich. 
Der Völkerbund beschloss wirt-
schaftliche Massnahmen gegen 
Italien, und Italien drohte uns. 
Darum sagte der Bundesrat: Wir 
müssen zur traditionellen Neu-
tralität zurückkehren. 
Calmy-Rey: Christoph, du nutzt 
überholte Begriffe. Die Zeit der 
«integralen Neutralität» ist 
vorbei. Die Welt hat sich verän-
dert. Die Schweiz ist heute 
Uno-Mitglied. Wir sind Teil der 

Völkerrechtsordnung. Wenn der 
Sicherheitsrat Sanktionen be-
schliesst, müssen wir diese 
übernehmen. Darum lassen sich 
Beispiele von früher nicht ein-
fach auf heute übertragen.
Blocher: Die Uno-Sanktionen 
müssen wir übernehmen, weil 
wir Mitglied sind. Das steht in 
der Neutralitäts-Initiative.
Herr Blocher, ist Ihre Vorstel-
lung der Neutralität ein Modell 
aus dem 20. Jahrhundert?
Blocher: Sie ist viel älter, aber 
wichtig für unsere Zukunft 
gegen den Krieg. Die Schweiz  

ist ein kleines Land, ihre be
sondere Neutralität ist ein be-
währtes Konzept zur Friedens
sicherheit. Sich raushalten und 
nicht Partei nehmen, damit wir 
den Krieg nicht in die Schweiz 
holen. 
Calmy-Rey: Wir sind glaubwür-
dig und verfügen über diploma-
tische Kompetenzen. Mediation 
und Gute Dienste sind der Mehr-
wert der schweizerischen Neut-
ralität. Wir müssen uns als Land 
nützlich machen. Gerade das 
hilft uns.
Blocher: Dagegen habe ich ja 
nichts.
Konkret sagen 
Sie, Herr 
Blocher: Wer 
die Sanktio-
nen gegen 
Russland mit-
trägt, ist nicht 
mehr neutral.
Calmy-Rey: Halt! Russland ist 
der Aggressor. Die Russen ha-
ben die Ukraine überfallen und 
das Völkerrecht verletzt. Unsere 
Glaubwürdigkeit wäre erst 
recht beschädigt, wenn wir 
massive Verletzungen des 
Völkerrechts verurteilen – und 
danach gar nichts sagen und 
tun. Wenn wir keine Sanktionen 

übernommen hätten, wäre die 
Schweiz zu einer wirtschaftli-
chen Umgehungsplattform ge-
worden. Über uns wären die Ge-
schäfte weitergelaufen. Dann 
hätten wir faktisch Russland b
egünstigt. 
Blocher: Schweizerische Sankti-
onen verhindern wirtschaftli-
che Umgehungsplattformen. 
Aber auch für den Angreifer in 
fremden Kriegen muss die Neu-
tralität der Schweiz gelten. Wir 
haben sehr viele Kriege und Völ-
kerrechtsbrüche auf der Welt, 
und dort macht die Schweiz 

nichts. Die 
Schweiz beteiligt 
sich ja auch nicht 
an jedem An-
griffskrieg. Etwa 
als die Palästi-
nenser Israel an-
gegriffen haben. 

Oder als Israel den Libanon an-
griff, die USA den Iran und so 
weiter?
Calmy-Rey: Ich gebe dir recht, 
Christoph. Die heutige Schwei-
zer Neutralitätspolitik ist teil-
weise schwer nachzuvollziehen. 
Wenn bei einer Verletzung des 
Völkerrechts bestimmte Prinzi-
pien gelten, müssen wir sie kon-
sequent anwenden. Man kann 

nicht dauernd Slalom fahren. 
Unser Aussenminister hat ein-
mal gesagt …
Blocher: Durchwursteln – hat 
Herr Cassis gesagt.
Calmy-Rey: Genau, Durchwurs-
teln. So versteht kein anderes 
Land mehr, wofür die Schweiz 
eigentlich steht.
Wir diskutieren viel über Russ-
lands Angriff auf die Ukraine. 
Muss die neutrale Schweiz tat-
sächlich gleich viel Distanz zum 
Angreifer wie zum Angegriffe-
nen halten?
Blocher: In der Gesinnung nicht 
– aber in der Verantwortung des 
Staates. Das ist die Schwierig-
keit eines neutralen Staates: 
selbst gegenüber dem, der un-
recht tut, neutral zu bleiben, 
ohne dies gutzuheissen. Im 
Zweiten Weltkrieg verurteilten 
wir praktisch alle die Untaten 
Hitlers. Ich bin an der Grenze 
aufgewachsen, wir haben da-
mals die Nazi-Deutschen ge-
hasst. Aber die Schweiz musste 
streng neutral bleiben, auch ge-
genüber dem Angreifer 
Deutschland. So hat die Schweiz 
den furchtbaren Weltkrieg un-
beschadet überstanden.
Calmy-Rey: Ich will auch keinen 
Krieg, Christoph.
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«Aktive Neutralität 
ist oft das Gegenteil 
von neutral»

Beide wollen die Neutralität retten – aber anders. Christoph Blocher (SVP) und Micheline Calmy-Rey (SP) im StreitgesprächDUELL DER ALT BUNDESRÄTE

Die Neutralitäts-Initiative Die Neutralitäts-Initiative 
will die immerwährende will die immerwährende 
und bewaffnete Neutralität und bewaffnete Neutralität 
in der Verfassung verin der Verfassung ver
ankern. Die Schweiz soll ankern. Die Schweiz soll 
keinem Militär- oder Vertei-keinem Militär- oder Vertei-
digungsbündnis beitreten digungsbündnis beitreten 
und grundsätzlich keine und grundsätzlich keine 
Sanktionen gegen krieg-Sanktionen gegen krieg-
führende Staaten verhän-führende Staaten verhän-
gen. gen. Ausgenommen sind Ausgenommen sind 
Sanktionen der Uno und Sanktionen der Uno und 
Massnahmen gegen die Massnahmen gegen die 
Umgehung von Sanktio-Umgehung von Sanktio-
nen.nen. Zudem soll die  Zudem soll die 
Schweiz ihre Neutralität Schweiz ihre Neutralität 
verstärkt nutzen, um verstärkt nutzen, um 
Konflikte zu verhindern und Konflikte zu verhindern und 
zu lösen. zu lösen. 

Darum gehts

«Es reicht nicht, 
hier Treffen zu 
organisieren.»

Micheline Calmy-Rey

«Die Schweiz 
macht bei vielen 
Kriegen nichts.»

Christoph Blocher

Er will die Neutralität neu 
festschreiben: Christoph Blocher 
gehört zu den treibenden Kräften 
hinter der Initiative.

Auch nach ihrer Zeit im 
Bundesrat trafen Christoph

 Blocher und Micheline 
Calmy-Rey immer wieder 

aufeinander – wie hier 2011.



Blocher: Aber du nimmst dieses 
Risiko in Kauf, Micheline. Nach-
dem wir die Sanktionen über-
nommen hatten, erklärte der 
US-Präsident: Jetzt ist sogar die 
Schweiz auf unserer Seite. 
«Even Switzerland.» Das heisst: 
Die Schweiz ist nicht mehr neu-
tral. Und Russ-
land sagte das-
selbe und er-
klärte uns zum 
feindlichen 
Staat. Das führt 
zu Krieg in der 
Schweiz. 
Calmy-Rey: Ich 
kenne den rus-
sischen Aussenminister Law-
row. Ich habe mit ihm verhan-
delt. Wenn er sagt, die Schweiz 
sei nicht mehr neutral, ist das 
Propaganda. Denn er weiss 
ganz genau, wie die Schweizer 
Neutralität funktioniert.
Frau Calmy-Rey, erklären Sie 
das genauer: Sie wollen neutral 
zwischen den Kriegsparteien 
bleiben, aber dennoch klar be-
nennen, was recht und unrecht 
ist.
Calmy-Rey: Die Schweiz ist 
2002 der Uno beigetreten. Seit-
her gilt ein Neutralitätsver-
ständnis, wonach Verletzungen 
des Völkerrechts verurteilt 
werden müssen und die Ver
hängung von Sanktionen nicht 
als neutralitätswidrig gilt. Ich 
nenne das die «Neutralität  
des Richters». Ein Richter ist 
unparteiisch. Aber er sagt trotz-
dem: Das ist rechtmässig, und 
das ist nicht rechtmässig. Die 
Schweiz beteiligt sich nicht mi-
litärisch an einem Krieg. Aber 
sie darf nicht so tun, als seien 
Angreifer und Angegriffener 
dasselbe. 

Blocher: Die Schweiz ist nicht 
der Richter eines fremden 
Kriegs. Aber das Völkerrecht 
nur dort zu schützen, wo es 
passt, und an anderen Orten 
nicht, macht die schweizerische 
Neutralität unglaubwürdig.
Calmy-Rey: Wenn die Schweiz 

Sanktionen 
nicht mitträgt, 
wird sie doch 
wirtschaftlich 
zum Profiteur 
internationaler 
Konflikte. Neut-
ralität ist kein 
Businessplan, 
Christoph! 

Wenn andere Staaten Sanktio-
nen verhängen und Schweizer 
Firmen danach die Geschäfte 
übernehmen, wird Neutralität 
zum Geschäftsmodell. Wie da-
mals bei Südafrika während  
der Apartheid. Das hat der 
Glaubwürdigkeit der Schweiz 
geschadet. 
Blocher: Die Russland-Sanktio-
nen waren für die Schweizer 
Wirtschaft gar nicht besonders 
einschneidend. Die Grossban-
ken hatten sogar ein Interesse 
daran, dass der Staat sie über-
nimmt, weil die USA sonst den 
Banken Konsequenzen ange-
droht hätten. Die Betroffenen 
waren vor allem die Rohstoff-
handelsfirmen, doch Sanktio-
nen verhinderten ihre Geschäf-
te nicht. 
Calmy-Rey: Da tun sich bei dei-
ner SVP Widersprüche auf: Sie 
fordert strikte Neutralität und 
keine Sanktionen, aber beim 
Rüstungsexport wollt ihr mehr 
Handlungsspielraum.
Blocher: Kein Widerspruch! Wer 
Waffen an einen Staat verkauft, 
anerkennt, dass dieser eine Ar-

mee zur Verteidigung braucht. 
Für den späteren Gebrauch oder 
Missbrauch trägt der Käufer die 
Verantwortung. 
Calmy-Rey: Das geht nicht auf! 
Waffenexporte an Staaten, die 
in einen internationalen be-
waffneten Konflikt verwickelt 
sind, passen nicht zu einer 
Neutralitätsauffassung.
Blocher: An Kriegsparteien 
müsste man – aus Neutralitäts-
gründen – entweder beiden 
liefern oder keiner.
Frau Calmy-Rey, Sie sagen 
«ohne Begeisterung» Nein zur 
Initiative. Warum?
Calmy-Rey: Weil mich die mögli-
chen Interpretationen des Resul-
tats beunruhigen. Wird die Initi-
ative sehr deutlich abgelehnt, 
könnte das jene ermutigen, die 
die Schweiz weiter an die Nato 
oder an die EU heranführen wol-
len. Schneidet die Initiative da-
gegen sehr gut ab, könnte sich 
die SVP-Haltung durchsetzen, 
wonach Neutralität auch bedeu-
tet, aus Konflikten wirtschaftli-
chen Nutzen zu ziehen. 
Sind wir denn bereits zu nahe 
an der Nato und der EU?
Calmy-Rey: Ich bin besorgt über 
die zunehmende Blockbildung 
in der Welt: dort China, hier die 
USA, dann vielleicht die Euro-
päische Union. Für ein kleines 
Land ist das eine schlechte Ent-
wicklung. Wir brauchen Regeln, 
die für alle gelten. Wir sind ein 
offenes Land, können mit allen 
sprechen. Diesen 
Vorteil dürfen wir 
nicht verlieren.
Blocher: Stimmt. 
Mit allen spre-
chen zu können, 
das garantiert die 
schweizerische 
Neutralität – aber 
ohne Partei zu 
nehmen.
Könnte die Initiative am Ende 
der Schweiz schaden, wie Frau 
Calmy-Rey warnt?
Blocher: Die Annahme schützt 
die Glaubwürdigkeit der 
schweizerischen Neutralität. 
Glücklicherweise wird in der 
Schweiz erstmals seit Jahrzehn-
ten wieder grundsätzlich über 
Krieg, Kriegsverhinderung und 
die Neutralität diskutiert.

Calmy-Rey: Christoph, diese In-
itiative hättest du besser gar nie 
lanciert.
Blocher: Begreiflicherweise sa-
gen dies alle Gegner dieser 
Initiative. 
Zum Schluss: Sie wollen also 
beide die Neutralität retten. Wer 
von Ihnen vertritt denn nun die 
echte Neutralität?
Blocher: Die bewährte schweize-
rische Neutralität muss dau-
ernd, bewaffnet, integral und 
damit glaubwürdig sein. Sie 
hilft, den Krieg zu verhindern, 
und zieht die Schweiz nicht in 
Kriege grosser Machtblöcke 

hinein.
Calmy-Rey: Beim 
Neutralitätsrecht 
haben wir keine 
grosse Differenz, 
aber beim Politi-
schen. Für mich 
bedeutet Neutra-
lität nicht, bei Völ-
kerrechtsverlet-

zungen zu schweigen! In einem 
Punkt muss ich aber auch dir 
recht geben, Christoph.
Bitte.
Calmy-Rey: Es ist gut, dass wir 
nun wieder ernsthaft über die 
Neutralität und die Schweizer 
Aussenpolitik diskutieren.
Blocher: Siehst du.
Calmy-Rey: Aber deshalb ist dei-
ne Initiative noch lange nicht 
die richtige Antwort.
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Warum darf 
Amherd im 

Bundesratsjet 
fliegen?

Für alt Bundesrätin Viola 
Amherd (64, Mitte) sind es 
turbulente Tage. Die Geschäfts-
prüfungskommission stellt der 
früheren Verteidigungsministe-
rin rund um die F-35-Beschaf-
fung ein miserables Zeugnis 
aus. Besonders brisant: Der Fix-
preis für die Kampfjets war nie 
so fix, wie ihn Amherd der Öf-
fentlichkeit verkauft hatte.

Amherd selbst schweigt bis-
lang dazu. Doch der Zufall will 
es, dass sie just dieser Tage im 
Namen der Eidgenossenschaft 
unterwegs war: Sie weilte in 
Oslo, wo sie am Mittwoch an der 
Beerdigung von König Harald V. 
teilnahm. Dort kondolierte sie 
der Königsfamilie im Namen der 
Schweizer Regierung.

Nun zeigt sich: Für ihre «Mis-
sion» konnte Amherd einen 
Bundesratsjet nutzen. Die Das-
sault Falcon 900EX, mit der sie 
am Tag vor der Beerdigung nach 
Oslo flog und nach der Trauer-
feier wieder abgeholt wurde, 
gehört zum Lufttransportdienst 
des Bundes. Die Bundeskanzlei 
bestätigt gegenüber Blick ent-
sprechende Informationen.

Warum darf eine alt Bundes-
rätin weiterhin einen Bundes-
ratsjet nutzen? Die Antwort lau-
tet: Nicht einfach aufgrund ihres 
früheren Amtes und schon gar 
nicht zum privaten Vergnügen.

Entscheidend ist, in wessen 
Auftrag Amherd unterwegs war. 
Der Bund hat sie als offizielle 
Vertreterin der Eidgenossen-
schaft an die Trauerfeier ent-
sandt. «Wie in früheren solchen 
Fällen kam für die Hin- und 
Rückreise der Lufttransport-
dienst des Bundes zum Ein-
satz», erklärt ein Sprecher. Er 
verweist auf die gängige Praxis, 
dass ehemalige Mitglieder des 
Bundesrats die Landesregie-
rung «gelegentlich im Rahmen 
einer Aufgabenübertragung» 
vertreten. Es war auch eine Ehr-
erbietung: Als Bundespräsiden-
tin hatte Amherd 2024 König 
Harald V. in Oslo getroffen.

Was sagen die Regeln dazu? 
Das sogenannte Aide-mémoire 
– der Verhaltenskodex für Bun-
desräte – sieht vor, dass auch 
ehemalige Bundesratsmitglie-
der die Schweiz an Trauerfeiern 
vertreten können. Und die Ver-
ordnung über den Lufttrans-
portdienst erlaubt unter be-
stimmten Voraussetzungen, 
weitere «vom Bund bezeichne-
te» Personen und Delegationen 
mitfliegen zu lassen. Vorausset-
zung ist, dass die Reise einem 
dienstlichen Zweck im Interesse 
der Schweiz dient.

Zudem muss mindestens 
eine weitere Bedingung erfüllt 
sein: Der Flug muss etwa güns-
tiger sein als andere Verkehrs-
mittel, die Reise erheblich er-
leichtern oder aus Gründen der 
Sicherheit, Diskretion oder Re-
präsentation nötig sein.

Die Frage, ob für Amherds 
Reise auch Linienflüge infrage 
gekommen wären, lässt die Bun-
deskanzlei unbeantwortet.

Hinter vorgehaltener Hand 
heisst es in Bern, der Einsatz 
einer früheren Magistratin sei 
für die Schweiz unter Umstän-
den praktischer, als wenn ein 
amtierendes Bundesratsmit-
glied für so eine Reise mehrere 
Termine verschieben müsse. 
Gerade am Mittwoch wäre dies 
ins Gewicht gefallen: Während 
Amherd in Oslo Abschied von 
König Harald nahm, tagte in 
Bern der Bundesrat. 

� SVEN ALTERMATT

Der Gewerkschaftsbund pocht 
auf höhere Löhne für alle. 2027 
sollen sie generell um 2,5 Pro-
zent steigen. In den letzten zehn 
Jahren hätten sie sich angesichts 
der steigenden Produktivität nur 
schwach entwickelt, kritisierte 
Unia-Präsidentin Vania Alleva 
(57) gestern vor den Medien. 
«Viele können sich mit ihrem 
Lohn weniger leisten als noch vor 
zehn Jahren.»

Auch angesichts der aufge-
laufenen Teuerung und stei
gender Krankenkassenprämien 
brauche es Lohnerhöhungen auf 

breiter Front. Neben der generel-
len Anpassung legt der Gewerk-
schaftsbund einen Fokus auf 
Tieflohnbranchen und Mindest-
löhne. «Jede zehnte Stelle ist 
eine Tieflohnstelle», so Alleva. 
Ihre Forderung: «Keine Löhne 
unter 4500 Franken und mindes-
tens 5000 Franken für Arbeit-
nehmende mit Lehrabschluss.»

«Geld für bessere Löhne ist 
da», unterstrich SGB-Zentral
sekretär David Gallusser (42). 
Die Geschäfte der hiesigen Un-
ternehmen liefen mehrheitlich 
gut.� RUEDI STUDER

Gewerkschaften wollen  
2,5 Prozent mehr Lohn

Persönlich
Micheline Calmy-Rey (81) sass 
von 2003 bis 2011 für die SP 
im Bundesrat und führte wäh-
rend ihrer gesamten Amtszeit 
das Aussendepartement. Zu-
vor gehörte die Genferin der 
Regierung ihres Kantons an. 
Als Aussenministerin prägte 
Calmy-Rey den Begriff der 
«aktiven Neutralität».
Christoph Blocher (85) gehör-
te von 2004 bis 2007 für die 
SVP dem Bundesrat an, er war 
Justizminister. Der Zürcher 
Unternehmer sass viele Jahre 
im Nationalrat und präsidierte 
die Auns, die Aktion für eine 
unabhängige und neutrale 
Schweiz (die Nachfolgeorga-
nisation ist Pro Schweiz). Blo-
cher ist einer der Köpfe der 
Neutralitäts-Initiative.

«Neutralität 
ist kein  

Business-
plan!»

Beide wollen die Neutralität retten – aber anders. Christoph Blocher (SVP) und Micheline Calmy-Rey (SP) im Streitgespräch

«Lawrow 
weiss, wie die 
Neutralität bei 

uns funktioniert.»
Micheline Calmy-Rey

«Neutralität 
muss dauernd, 
bewaffnet und 
integral sein.»

Christoph Blocher

Christoph Blocher nimmt 
aus Herrliberg, Micheline 
Calmy-Rey aus Genf am 
Blick-Streitgespräch teil.

Als Aussenministerin machte 
Micheline Calmy-Rey die «aktive 

Neutralität» zu ihrem Leitmotiv.

Alt Bundesrätin 
Viola Amherd.

Die Dassault Falcon 900EX  
des Bundesrats, mit der Viola

Amherd nach Oslo flog.


